
Fischerprüfung

Am 25. und 26. April 2018 führt die Stadt Oberhausen als
Untere Fischereibehörde Fischerprüfungen durch.

Die Anträge auf Zulassung zur Prüfung können bei der
Unteren Fischereibehörde, Bereich Bürgerservice,
Öffentliche Ordnung, Technisches Rathaus,
Bahnhofstraße 66, Zimmer B 408, abgeholt werden. Sie
sind spätestens bis zum 23. März 2018 wieder einzurei-
chen.

Die Prüfungsgebühr beträgt 50,00 EUR.

Die Fischerprüfung besteht aus einem theoretischen und
einem praktischen Teil. Der theoretische Teil erstreckt
sich auf die Bereiche:

Allgemeine und spezielle Fischkunde, Gewässerkunde
und Fischhege, Natur- und Tierschutz, Geräte- und
Gesetzeskunde. 

Im praktischen Teil sind Angelgeräte für den Fischfang
waidgerecht zusammenzubauen sowie Fischarten zu
erkennen.

Lehrgänge und Vorbereitungen für die Fischerprüfung
werden u. a. auch von ortsansässigen Vereinigungen der
Freizeitfischerei durchgeführt.

Der Oberbürgermeister
Untere Fischereibehörde

Im Auftrag

gez.:
H. Ohletz

Bekanntmachung

Die Versammlung der Jagdgenossenschaft Oberhausen
findet am 

Dienstag, 10. April 2018, 19:30 Uhr, in der Gaststätte
„Pargmann“, Buchenweg 283, 46147 Oberhausen, 

statt.

Alle Eigentümer bejagbarer Grundflächen innerhalb des
Stadtgebietes Oberhausen werden hierzu eingeladen.

Tagesordnung:

1. Genehmigung der Niederschrift über die
Jagdgenossenschaftsversammlung vom 25.04.17

2. Bericht des Vorstandes

3. Geschäftsbericht und Haushaltsplan

4. Bericht der Kassenprüfer

5. Entlastung des Vorstandes

6. Wahl der Kassenprüfer und deren Vertreter

7. Verteilung der Jagdpachtgelder

8. Verschiedenes

Jürgen Loges
- Vorsitzender -

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den Satzungs-
beschluss und das Inkrafttreten des Be-
bauungsplans Nr. 672 B - Bottroper Stra-
ße/Vestische Straße -

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 18.12.2017
den Bebauungsplan Nr. 672 B - Bottroper Straße/
Vestische Straße - in der Fassung vom 18.08.2017 als
Satzung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 des
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808), und § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 15.11.2016 (GV.NRW.2016, S. 966).

In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem
Bebauungsplan Nr. 672 B beigefügte Begründung
(inkl. Umweltbericht) in der Fassung vom 09.10.2017
als Entscheidungsbegründung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808).

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 672 B liegt in
der Gemarkung Osterfeld, Flur 30, und wird wie folgt
umgrenzt:

Westliche Seite der Vestischen Straße; nördliche
Seite der Bottroper Straße; östliche Grenzen der
Flurstücke Nr. 150 und 149; nördliche Grenze des
Flurstücks Nr. 149; westliche Grenze des Flurstücks
Nr. 148; am nordwestlichsten Grenzpunkt des
Flurstücks Nr. 148 abknickend zum nordöstlichen
Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 132; westliche Seite
der Freiligrathstraße; nördliche Seite der Bottroper
Straße; östliche Seite der Rheinischen Straße; südli-
che Seite der Baustraße; an der nordöstlichsten Ecke
des Gebäudes Freiligrathstraße 5 abknickend zur
nordwestlichsten Ecke des Gebäudes Freiligrathstra-
ße 10; östliche Seite der Freiligrathstraße; südliche
Seite der Kettelerstraße.
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Der Bebauungsplan Nr. 672 B - Bottroper Straße/
Vestische Straße - liegt mit Begründung (einschließ-
lich Umweltbericht) und zusammenfassender
Erklärung vom Tage der Veröffentlichung dieser
Bekanntmachung an im Bereich 5-4 - Bauleitpläne,
Wohnungswesen, Denkmalschutz -, Technisches
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss,
Zimmer Nr. A 004, während der nachstehend genann-
ten Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich
aus:

Montag - Donnerstag 8:00 - 16:00 Uhr 
Freitag 8:00 - 12:00 Uhr 

Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf
Verlangen Auskunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß 
§ 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverord-
nung (BekanntmVO) 

Der vom Rat der Stadt am 18.12.2017 gefasste
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 672 B 
- Bottroper Straße/Vestische Straße - wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser Bekannt-
machung tritt der Bebauungsplan Nr. 672 B 
- Bottroper Straße/Vestische Straße - gemäß § 10
Abs. 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) in Kraft.

Hinweise

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.07.2017
(BGBl. I, S. 2808), über die Entschädigung von
durch den Bebauungsplan eintretenden

Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit
und das Erlöschen entsprechender Entschä-
digungsansprüche wird hingewiesen.

Hiernach kann der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht in-
nerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem die vorbezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des
Anspruchs herbeigeführt wird.

2. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3
BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der
Vorschriften über das Verhältnis des
Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie
nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung der Satzung schriftlich
gegenüber der Stadt Oberhausen unter
Darlegung des die Verletzung begründenden
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Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.

3. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
15.11.2016 (GV.NRW.2016, S. 966), können
Verletzungen von Verfahrens- oder Form-
vorschriften gegen diese Satzung/sonstige
ortsrechtliche Bestimmung nach Ablauf eines
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungs-
plan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher gerügt
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift
und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters
gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-
ments des Bebauungsplans Nr. 672 B - Bottroper
Straße/Vestische Straße - stimmt mit dem Ratsbe-
schluss vom 18.12.2017 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsver-
ordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW.
S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), ver-
fahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeord-
net.

Oberhausen, 21.12.2017

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan Nr.
672 B - Bottroper Straße/Vestische Straße -

Der Bebauungsplan Nr. 672 B soll einen Beitrag für die
nachhaltige Funktion des Nebenzentrums Osterfeld leisten.
Neben der Handelsfunktion ist dabei auch der relativ kleine
Einzugsbereich der Innenstadt mit zu stützen. Einen
Teilbeitrag leistet dazu die Gewährleistung des Wohnens
auch im unmittelbaren Innenstadtbereich. Neben der
Festsetzung eines Mischgebiets an der Bottroper Straße ist
deshalb weitgehend die Festsetzung und Entwicklung von
Allgemeinen Wohngebieten vorgesehen. Für das
Mischgebiet werden u. a. Lotterie- und Wettannahmestel-
len, Sexshops, Vergnügungsstätten sowie Anlagen und
Betriebe, die gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleis-
tungen und Darbietungen dienen, textlich ausgeschlossen.
Die vorhandene Spielhalle (Bottroper Straße 133, Erd-
geschoss) genießt passiven Bestandsschutz. Das heißt,
dass bis zur Betriebsaufgabe die Nutzung als Spielhalle
entsprechend der Genehmigung erlaubt ist. Auch Instand-
setzungs- und Modernisierungsarbeiten sind zulässig. Das
Maß der baulichen Nutzung und die überbaubaren Grund-
stücksflächen werden nicht ausgewiesen und sollen sich
nach § 34 BauGB richten (einfacher Bebauungsplan
gemäß § 30 Abs. 3 BauGB). Auf diese Weise kann der wei-
teren baulichen Entwicklung ein Spielraum eingeräumt wer-
den, dessen Grenzen durch die bestehende Bebauung
definiert werden.

Weitere Informationen (u. a. Plan und Begründung inkl.
Umweltbericht) sind auch im Internet unter www.o-sp.de/
oberhausen/start.php abrufbar.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den Satzungs-
beschluss und das Inkrafttreten des Be-
bauungsplans Nr. 732 - Wernerstraße/
Duisburger Straße -

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 18.12.2017
den Bebauungsplan Nr. 732 - Wernerstraße/Duisbur-
ger Straße - in der Fassung vom 28.02.2017 (ergänzt
am 17.10.2017) als Satzung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 i. V. mit § 13a
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722), i. V. mit § 233 BauGB
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808), und § 7
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.11.2016
(GV.NRW.2016, S. 966).

In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem
Bebauungsplan Nr. 732 beigefügte Begründung in der
Fassung der Fortschreibung vom 17.10.2017 als
Entscheidungsbegründung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 i. V. mit § 13a
BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I, S.
1722), i. V. mit § 233 BauGB in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
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